
Staatsbürgerkundelehrer gerade besser mit seiner eigenen indi­
viduellen Vergangenheit leben, wenn auch Hans Modrow aufge- 
nommen wird in den Kreis dieser Abgeordneten und derjenigen, 
die Verantwortung tragen?

Aber ich sage Ihnen: Ja, gerade weil sie sich an ihm reiben, das 
erleichtert ja auch vieles für Sie.

Und ich sage Ihnen noch eins: Letztlich geht es darum, daß 
nicht zugelassen werden soll, daß wirkliche Politikerpersönlich­
keiten der DDR in diesem geeinten Deutschland eine Rolle spie­
len. Das steckt dahinter!

(Starker Beifall bei der PDS - Gelächter bei 
CDU/DA und DSU)

Und die werden es bei anderen erleben.

International ist Hans Modrow nach wie vor anerkannt, und 
ich weise Sie noch auf einen anderen Umstand hin. Michail Gor­
batschow findet Anerkennung in diesem Haus bei allen Fraktio­
nen, auch bei der DSU. Er ist hier schon von allen Fraktionen ge- 
ivürdigt worden. Wenn Ihr Maßstab stimmt, den Sie heute hier 
aufstellen, könnte Michail Gorbatschow in dem geeinten 
Deutschland nicht einmal in eine Gemeindevertretung gewählt 
werden.

(Bravo-Rufe und Beifall bei der PDS)

' ber ich will Ihnen mal die Verlogenheit zeigen: Dann sagen
_j wenigstens, wenn Sie ihn hier würdigen, daß er aber natür-
.ich in einem Deutschland nicht die geringste Chance hätte, weil 
ar nämlich schon unter Breshnew im Politbüro war und unter 
Tschernenko und Andropow, und dann erst Generalsekretär 
wurde und seine Reform durchsetzen konnte aus dem System 
aeraus. Und ein gleiches Mindestmaß an Recht wollen Sie dem 
Hans Modrow absprechen, nachdem Sie über Monate zu­
sammen mit ihm die Regierung in dieser DDR durchgeführt ha- 
oen, auch um ihn zu benutzen für gute Zwecke.

Und von ihm und seinem Ministerrat gingen bestimmte Erklä- 
-ungen aus, und es war nicht die schlechste Zeit in der DDR, als 
wir die Gewaltenteilung zwischen Parlament, Zentralem Run­
dem Tisch und Regierung hatten!

(Beifall bei der PDS)

Ich finde diesen Antrag in hohem Maße unehrlich, ich finde 
ihn auch ein bißchen mies. Das klingt alles nach kleinlicher Ra- 
die von Leuten, die mit ihm zusammengegangen sind, solange 
sie meinten, ihn zu brauchen, und nun glauben, ihn wegwerfen 
tu können in dem Moment, wo sie in neue Fittiche gehen.

Mögen Sie kriechen nach Bonn - wir werden das nicht tun! 
__A ich sage Ihnen, etwas gibt es in unserer Partei, was Sie ein­
fach nicht kennen: Solidarität, und die lassen wir uns von Ihnen 
nicht nehmen.

(Anhaltender Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter Gysi...

Es tut mir leid, er läßt keine Fragen zu.

Es geht jetzt darum, es ist ein Antrag gekommen, Herr Gysi 
hat dazu Stellung genommen. Gibt es weitere Stellungnahmen 
dazu? - Bitte schön.

Dr. Fi edier (CDU/DA):

Frau Präsidentin, ich muß nochmals zum Ausdruck bringen, 
daß ich es ungeheuerlich finde, daß ein Sonderausschuß in sei­
ner Redezeit eingegrenzt wird, aber hier eine minutenlange Er­
klärung zu einem Antrag abgegeben werden kann.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gibt es weitere Wortmeldungen zu diesem Antrag? - Bitte, 
Herr Poppe.

Poppe (Bündnis 90/Grüne):

Ich weiß jetzt nicht, ob ich für meine Fraktion insgesamt reden 
kann - ich rede deshalb erst einmal für mich und will hier fest­
stellen, daß wir eigentlich ein Verfahren gefunden hatten, daß je­
de Partei selbst entscheidet über die Abgeordneten, die sie nach 
Bonn schickt.

Und wenn man hiervon abweicht, dann muß es natürlich 
rechtsstaatliche Kriterien geben, die das zulassen. Wir haben ein 
einziges Kriterium; darüber haben wir heute lang und breit ge­
sprochen, das will ich jetzt nicht wieder anführen.

Es wird hier die Behauptung aufgestellt, daß die Bezirkschefs 
der SED die Vorgesetzten der jeweiligen Staatssicherheit waren. 
Ich denke, nach allem, was bisher bekannt ist über die Befehls­
strukturen der Stasi - und es gibt ja Leute, die daran arbeiten, Hi­
storiker und andere, und es gibt auch Dokumente, die erschie­
nen sind und zugänglich sind -, daß an dieser Stelle doch häufig 
übertrieben wird.

Es ist so, daß eine ganz formale Aufsicht bestand, daß sicher­
lich einige sich auch besonders hervorgetan haben in diesen Zu­
sammenhängen, andere vielleicht weniger. Ich denke also, so 
lange der Nachweis nicht geführt ist über die schuldhafte Ver­
strickung eines einzelnen Abgeordneten in den Stasi-Komplex, 
sollte es ...

(Starke Unruhe im Saal 
Glocke der Präsidentin)

Solange dieser Nachweis nicht auf Grund von allgemeinen 
Kriterien, die hier für alle gelten, geführt wird, denke ich, sollte 
es dabei bleiben. Ich erinnere an die Honecker-Regierung, wie 
sie nämlich ein Gesetz für Wolf Biermann, nur für eine Person 
geschaffen hat, das auch nie wieder anders angewendet wurde. 
Ich wende mich hier gegen eine Lex Modrow; ich habe mich 
auch schon dagegen gewandt in der Frage der Vertreter der 
Präsidentin.

Schließlich noch eine Bemerkung: Ich war einer der Minister, 
die vom Runden Tisch in die Übergangsregierung Modrow beru­
fen wurden, und ich muß einfach jetzt noch einmal feststellen 
der Sachlichkeit halber, daß die Politik - jedenfalls von dem Zeit­
punkt an, wo wir dabei waren, vom 5. Februar an - eindeutig dazu 
beigetragen hat, die ersten demokratischen Wahlen vom 
18. März erst zu ermöglichen.

(Beifall bei PDS und teilweise bei SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gibt es weitere Wortmeldungen zu diesem Abänderungsan­
trag?

Dr. Bechstein (CDU/DA):

Herr Poppe, es ist eine Tatsache, daß die Befehlsstruktur so 
aus sah, daß die SED-Bezirkschefs gleichzeitig Bezirkseinsatz­
leiter waren, und in dieser Eigenschaft als Bezirkseinsatzleiter 
unterstand ihnen die Bezirksverwaltung des MfS. Das ist nach­
gewiesen. Ich habe selbst in meiner Eigenschaft als Mitglied des 
Bürgerkomitees beim Auflösen der Stasi im Kreis Döbeln diese 
Struktur auch im Kreis wiedergefunden, nachgewiesen. Daran 
gibt es nichts zu rütteln. Und ich denke, daß in diesem Zu­
sammenhang doch die Frage gestellt werden muß, inwieweit 
Herr Modrow sich in diesem Zusammenspiel schuldig gemacht 
hat. Ich denke, es kann nicht angehen, daß wir heute die Kleinen 
hängen und die Großen laufen lassen.
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(Beifall bei CDU/DA) (Starker Beifall bei CDU/DA und DSU)


